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Abgabesatz-Satzung 2012 der Stadt
Oberhausen vom 12.12.2011

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
12.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

(1) Gemäß § 18 Abs. 3 der Entwässerungssatzung  vom
18.12.2006 in der zur Zeit gültigen Fassung wird der
Jahresgebührensatz 2012 auf 

a) 2,16 EUR je cbm für Schmutzwasser und
b) 1,12 EUR je qm für Niederschlagswasser

festgesetzt.

(2) Für Gebührenpflichtige, die von einem Ent-
wässerungsverband zu Verbandslasten oder
Abgaben herangezogen werden, beträgt der
Gebührensatz 2012

a) 1,19 EUR je cbm für Schmutzwasser und
b) 0,75 EUR je qm für Niederschlagswasser.

(3) Die Abwassergebühr für Kleineinleiter (§ 18 Abs. 2
der Entwässerungssatzung) beträgt 0,70 EUR je cbm
Abwasser.

(4) Der Gebührensatz 2012 für die Entsorgung von
Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 12 der
Kleinkläranlagensatzung vom 18.12.2006) beträgt
60,39 EUR je cbm abgefahrenen Grubeninhalts.

§ 2

Gemäß § 20 Abs. 2 der Abfallsatzung vom 15.11.2010
werden die Jahresgebühren 2012 für die
Abfallbeseitigung wie folgt festgesetzt:

Restmüll

40 Liter Großbehälter
4-wöchentliche Leerung = 34,71 EUR

80 Liter Großbehälter 
4-wöchentliche Leerung = 69,43 EUR

80 Liter Großbehälter
14-tägige Leerung = 138,85 EUR 

80 Liter Großbehälter
einmalige wöchentliche Leerung = 277,71 EUR

120 Liter Großbehälter
4-wöchentliche Leerung = 104,14 EUR

120 Liter Großbehälter 
14-tägige Leerung = 208,28 EUR

120 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung = 416,56 EUR

240 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung = 833,13 EUR

770 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung = 2.672,94 EUR

770 Liter Großbehälter
zweimalige wöchentliche Leerung = 5.345,89 EUR

1.100 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung = 3.818,49 EUR

1.100 Liter Großbehälter
zweimalige wöchentliche Leerung = 7.636,98 EUR

Hausmüllsack = 4,00 EUR

Grünabfallsack = 1,25 EUR

Biotonne

80 Liter Großbehälter
14-tägige Leerung = 104,14 EUR

120 Liter Großbehälter
14-tägige Leerung = 156,21 EUR

240 Liter Großbehälter
14-tägige Leerung = 312,42 EUR

Sonderabfuhren im Rahmen der 
Sperrmüllabfuhr je Einsatzstunde = 267,25 EUR

Für die Abfuhr hausmüllähnlicher Gewerbeabfälle wer-
den die Gebühren wie folgt festgesetzt:

1.100 Liter Container
je Leerung = 42,75 EUR

2.500 Liter Umleerbehälter
je Leerung = 97,15 EUR

4.500 Liter Umleerbehälter
je Leerung = 174,88 EUR
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§ 3

Gemäß § 8 Abs. 1 der Straßenreinigungssatzung der
Stadt Oberhausen vom 13.12.2004 in der zurzeit gülti-
gen Fassung werden die Jahresgebührensätze 2012 auf

3,65 EUR für Anliegerstraßen,
3,20 EUR für innerörtliche Straßen, 
2,95 EUR für überörtliche Straßen und
3,63 EUR für fußläufige Straßen und Straßenteile

pro Meter Straßenfrontlänge bei einmaliger wöchent-
licher Reinigung festgesetzt. Wird mehrmals gereinigt,
so vervielfältigt sich die Benutzungsgebühr entspre-
chend.

§ 4

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordung

Die vorstehende Abgabesatz-Satzung 2012 der Stadt
Oberhausen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994, S.
666) in der zur Zeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 12. Dezember 2011

Klaus Wehling
Oberbürgermeister

1. Änderungssatzung vom 12.12.2011 zur
Vergnügungssteuersatzung der Stadt
Oberhausen vom 12.07.2010

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
12.12.2011 die folgende Änderungssatzung beschlossen:

Art. 1

Die Vergnügungssteuersatzung der Stadt Oberhausen
vom 12.07.2010 wird wie folgt geändert:

§ 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

„Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen
Kalendermonat 16 vom Hundert des
Einspielergebnisses.“ 

Art. 2

Die Änderungssatzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur
Vergnügungssteuersatzung der Stadt Oberhausen vom
12.07.2010 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994, S.
666) in der zur Zeit gültigen Fassung können
Verletzungen  von  Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen  diese  Satzung nach Ablauf eines  Jahres  seit
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 12.12.2011

Klaus Wehling
Oberbürgermeister
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Hebesatz-Satzung der Stadt Oberhausen
vom 12.12.20111

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
12.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt fest-
gesetzt:

1. Grundsteuer

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A) 250 v. H.

b) für die Grundstücke
(Grundsteuer B 590 v. H.

2. Gewerbesteuer nach dem Ertrag 520 v. H.

§ 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 15.12.2008 (Amtsblatt
der Stadt Oberhausen, Sonderausgabe vom
19.12.2008, S. 331) außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Hebesatz-Satzung der Stadt
Oberhausen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994, S.
666) in der zur Zeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 12.12.2011

Klaus Wehling
Oberbürgermeister

1. Änderungssatzung vom 12.12.2011 zur
Entwässerungsatzung der Stadt
Oberhausen vom 18.12.2006

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 folgende Änderungssatzung beschlossen:

Artikel I

Die Entwässerungssatzung der Stadt Oberhausen vom
18.12.2006 wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Nr. 8. a) wird hinter dem Wort „einschließlich“
der Text „der Anschlussstutzen der
Grundstücksanschlussleitungen und“ eingefügt.

2. In § 10 Abs. 7 wird hinter dem Begriff „Erneuerung“ „,
Instandsetzung“ eingefügt.

3. § 10 Abs. 8 erhält folgende Fassung:

„Die Herstellung, Erneuerung, Instandsetzung und
Veränderung sowie Beseitigung von
Grundstücksanschlussleitungen lassen die
Anschlussberechtigten auf eigene Rechnung durch
ein von der Stadt zugelassenes Fachunternehmen
ausführen. Die Anschlussberechtigten sind verant-
wortlich für den sachkundigen Nachweis der
Dichtheit dieser Anlagen aufgrund öffentlich-recht-
licher Vorschriften. Sofern aufgrund dieser Satzung
oder anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften not-
wendige Arbeiten seitens der Anschlussberechtigten
nicht durchgeführt werden, führt die Stadt diese
selbst oder durch ein von ihr beauftragtes
Unternehmen durch.“ 

4. § 10 Abs. 9 erhält folgende Fassung:

„Die Inspektion und Unterhaltung (Reinigung,
Dichtheitsprüfung, usw.) der Grundstücksanschluss-
leitungen lassen die Anschlussberechtigten auf eige-
ne Rechnung durchführen. Für die Durchführung der
Dichtheitsprüfung sind die Bestimmungen des § 61 a
Landeswassergesetz und der Dichtheitsprüfungs-
satzung der Stadt Oberhausen zu beachten. Die
Stadt ist berechtigt, im Zusammenhang mit der
Erneuerung oder Sanierung der öffentlichen
Abwasseranlage oder der Erneuerung von
Straßenbelägen die jeweils angeschlossenen
Grundstücksanschlussleitungen auf ihre Dichtheit zu
überprüfen oder überprüfen zu lassen. Die
Anschlussberechtigten tragen die Kosten gemäß §
15 dieser Satzung“

5. In § 15 wird hinter dem Begriff „Erneuerung,“
„Instandsetzung,“ eingefügt.

6. In § 16 wird hinter dem Begriff „Erneuerung,“
„Instandsetzung,“ eingefügt.

Artikel II

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, S.
666) in der zurzeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 12.12.2011

Klaus Wehling
Oberbürgermeister

Satzung zur Abänderung der Fristen bei
der Dichtheitsprüfung von privaten
Abwasserleitungen  (Dichtheitsprüfungs-
satzung) gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7 LWG
NRW der Stadt Oberhausen vom
12.12.2011

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am
12.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Veranlassung und Regelungsgegenstand

(1) Gemäß § 61 a Abs. 5 Nr. 1 und 2 LWG NRW sollen
die Gemeinden für ihr Stadtgebiet oder für abge-
grenzte Teile des Stadtgebietes durch Satzung ver-
änderte Zeiträume für die erstmalige
Dichtheitsprüfung von bestehenden Abwasser-
leitungen festlegen, wenn

1. für abgegrenzte Teile ihres Gebietes die
Kanalisation im Rahmen der
Selbstüberwachungsverpflichtung nach § 61
LWG NRW überprüft wird oder

2. Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen
Abwasseranlagen in einem Kanalsanierungs-
konzept oder in einem gesonderten
Kanalsanierungs- oder Fremdwasser-
sanierungskonzept festgelegt sind.

Die Stadt Oberhausen führt zur Sicherstellung der ord-
nungsgemäßen Abwasserbeseitigung und in Erfüllung
ihrer Selbstüberwachungspflichten nach der Selbstüber-
wachungsverordnung Kanalisation - SüwV Kan - die
Überprüfung der Kanalisation in den in § 2 genannten
Teilgebieten der Stadt Oberhausen in festgelegten
Zeitabständen durch. 

Das Kanalnetz wird außerdem auf der Grundlage eines
Kanalsanierungskonzeptes (Kanalbauprogramm)
saniert.

(2) Im Zusammenhang mit der Durchführung der Über-
prüfung der öffentlichen Kanalisation und auf der
Grundlage des Kanalbauprogramms wird zur
Sicherstellung der ordnungsgemäßen Abwasser-
beseitigung die Frist (31.12.2015) zur erstmaligen
Prüfung der Dichtheit bei bestehenden privaten
Abwasserleitungen nach § 61 a Abs. 3 und 4 LWG
NRW mit dieser Satzung verändert.

§ 2 Geltungsbereich

(1) Der räumliche Geltungsbereich zu § 1 Abs. 2 dieser
Satzung umfasst alle Grundstücke, die im anliegen-
den Straßenverzeichnis zur Satzung der Stadt
Oberhausen zur Abänderung der Fristen bei der
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen
aufgeführt und abwassertechnisch erschlossen sind.
Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser
Satzung.

Die im Sinne von § 2 Ziff. 1 Entwässerungssatzung
Anschlussberechtigten haben gemäß § 61 a Abs. 3
LWG alle im Erdreich oder unzugänglich verlegten
Abwasserleitungen, die dem Sammeln und Fortleiten
von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten
Niederschlagswasser dienen, von einem
Sachkundigen auf Dichtheit prüfen zu lassen.
Geprüft werden müssen dabei alle Bestandteile der
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privaten Abwasserleitung einschließlich verzweigter
Leitungen unter der Keller-Bodenplatte sowie
Einstiegsschächte oder Inspektionsöffnungen, die in
den Leitungsverlauf eingebaut sind. Ausgenommen
sind Abwasserleitungen zur getrennten Beseitigung
von Niederschlagswasser und Leitungen, die in dich-
ten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes
Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

(3) Die Satzung gilt auch für Abwasserleitungen, die
Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder abflusslo-
sen Grube zuführen. 

(4) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über
fremde Grundstücke, so ist derjenige zur
Dichtheitsprüfung auf dem fremden Grundstück ver-
pflichtet, dessen Abwasser durchgeleitet wird.
Eigentümer anderer Grundstücke, in denen diese
Leitungen verlaufen, haben nach § 61 a Abs. 3 Satz
2 LWG NRW die Prüfung der Dichtheit und damit ein-
hergehenden Maßnahmen zu dulden.

§ 3 Fristenbestimmung

Die erstmalige Dichtheitsprüfung bei bestehenden priva-
ten Abwasseranlagen im Geltungsbereich dieser
Satzung ist spätestens durchzuführen

1. für Grundstücke, die an die öffentliche
Abwasseranlage angeschlossen sind, entsprechend
dem anliegenden Straßenverzeichnis. Für
Grundstücke, die unter mehr als einen
Geltungsbereich nach § 2 fallen, gilt die kürzeste
genannte Frist. 

2. für Abwasserleitungen, die Schmutzwasser einer
Kleinkläranlage oder abflusslosen Grube zuführen,
bis spätestens zum 31.12.2015.

§ 4 Durchführungsbestimmungen

(1) Die Dichtheitsprüfung ist nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik durchzuführen.

(2) Zur Bescheinigung der Dichtheit ist der anliegende
Vordruck „Bescheinigung über das Ergebnis der
Dichtheitsprüfung gem. § 61 a LWG NRW“ zu ver-
wenden. Der Vordruck ist Bestandteil dieser Satzung.
Die Bescheinigung ist aufzubewahren und auf
Verlangen der Stadt vorzulegen.

§ 5 Anforderungen an die Sachkunde

(1) Die Dichtheitsprüfung darf nur von Sachkundigen
durchgeführt werden. Die Anforderungen an die
Sachkunde ergeben sich aus dem Runderlass des
Ministeriums für Umwelt, Natur, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz des Landes NRW vom
31.03.2009 (MinBl. 2009 S. 217) als
Verwaltungsvorschrift nach § 61 a Abs. 6 Satz 1 LWG
NRW.

(2) Listen der unabhängigen Stellen über Sachkundige
werden vom Landesamt für Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz des Landes NRW (LANUV NRW)
zu einer landesweiten Liste zusammengeführt 
(www.lanuv.nrw.de).

§ 6 Inkrafttreten der Satzung

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.

Anlagen

Straßenverzeichnis zur Abänderung der Fristen bei der
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen
gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7 LWG NRW

Vordruck „Bescheinigung über das Ergebnis der
Dichtheitsprüfung gemäß § 61 a LWG NRW“
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, S.
666) in der zurzeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 12.12.2011

Klaus Wehling
Oberbürgermeister

Jahresabschluss zum 31.12.2010 der
GMVA Niederrhein GmbH

Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049
Oberhausen, hat im April 2011 im Umlaufverfahren den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2010 mit einem
Bilanzgewinn von 15.608.258,41 EUR festgestellt und
wie folgt beschlossen:

„Von dem Bilanzgewinn wird ein Betrag in Höhe von
2.000.000 EUR auf neue Rechnung vorgetragen.
Der restliche Gewinn in Höhe von 13.608.258,41 EUR
wird an die Gesellschafter ausgeschüttet.“ 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 02.01. bis
20.01.2012 in der Zeit von 8.30 Uhr bis 15.00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 17. März 2011 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage
Niederrhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung,
Oberhausen, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar
2010 bis zum 31. Dezember 2010 geprüft. Die
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss
und Lagebericht nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der
gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss
unter Einbeziehung der Buchführung und über den
Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
„Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung“ vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden. Bei der Festlegung der
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze
und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
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Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Duisburg, 17. März 2011

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Gerd Görtz Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 12.04.2011

GMVA Niederrhein GmbH
Geschäftsführung

Ingo Schellenberger
Maria Guthoff
Dr. Gerd Terbeck

7. Änderungssatzung vom 13.12.2011 zur
Feuerwehrsatzung vom 14.12.2004

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
12.12.2011 die folgende Änderungssatzung beschlossen:

Art. 1

Der Kostentarif der Feuerwehrsatzung vom 14.12.2004
(Amtsblatt vom 22.12.2004, Sonderausgabe Teil 1;
Amtsblatt vom 15.02.2005, Nr. 4), in der Fassung der 6.
Änderungssatzung vom 14.12.2010 zur
Feuerwehrsatzung vom 14.12.2004 (Amtsblatt vom
20.12.2010, Sonderausgabe, S. 312-314), wird wie folgt
neu gefasst:

Kostentarif zur Feuerwehrsatzung

A. Kostenersatz

1. Personal je angefangene
15 Minuten

1.01 Beamter der Besoldungsgruppe
A 7 - A 9 + Z (mittlerer Dienst) 7,00 €

1.02 Beamter der Besoldungsgruppe
A 9 - A 13 (gehobener Dienst) 9,00 €

1.03 Beamter der Besoldungsgruppe
A 13 und höher (höherer Dienst) 12,00 €

1.04 Leitender Notarzt 13,00 €

2. Fahrzeuge je angefangene
15 Minuten

2.01 Löschfahrzeuge 33,00 €
2.02 Drehleiter 67,00 €
2.03 Gerätewagen 13,00 €
2.04 Rüstwagen 22,00 €
2.05 Einsatzleitwagen 10,00 €
2.06 Kommandowagen 12,00 €
2.07 Wechselladerfahrzeug 27,00 €
2.07.1 Abrollbehälter 9,00 €
2.08 Lastkraftwagen 14,00 €
2.09 Kranwagen 54,00 €
2.10 Wasserrettungswagen 18,00 €
2.11 nicht benutzter Rettungswagen 30,00 €
2.12 Einsatzleitwagen (ELW 2) 44,00 €
2.13 Versorgungs-PKW 12,00 €

Die Pauschalen der Ziffer 2 enthalten die Kosten für den
Einsatz aller auf den Fahrzeugen mitgeführten Geräte.

Zusätzlich berechnet werden:

- Sonderlöschmittel, Ölaufsaugmittel, Sauerstoff
u.a. zu Tagespreisen

3. Boote je angefangene
15 Minuten

3.01 Mehrzweckboot 21,00 €
3.02 Rettungsboot 7,00 €
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4. Gestellung des Löschzuges infolge einer nicht
bestimmungsgemäßen oder missbräuchlichen
Auslösung einer Brandmeldeanlage:

je Einsatz 672,00 €

B. Gebühren

je angefangene 15 Minuten pauschal 15,00 €

C. Entgelte

Soweit die Entgelte nach der Zeitdauer berechnet wer-
den, wird die Zeit der Abwesenheit von den Standorten
zugrunde gelegt.

I. Brandschutztechnische Leistungen

Schriftlich erteilte gutachterliche Stellungnahme,
Erstellung eines Brandschutzgutachtens, Erstellung
eines Brandschutzkonzeptes u. a.

je angefangene 15 Minuten pauschal 15,00 €

II. Gestellung von Brandsicherheitswachen und son-
stige freiwillige Leistungen

1. Personal je angefangene
15 Minuten

1.01 Beamter der Besoldungsgruppe
A 7 - A 9 + Z (mittlerer Dienst) 11,00 €

1.02 Beamter der Besoldungsgruppe
A 9 - A 13 (gehobener Dienst) 14,00 €

1.03 Beamter der Besoldungsgruppe
A 13 und höher (höherer Dienst) 18,00 €

1.04 leitender Notarzt 16,00 €

2. Fahrzeuge

2.01 Löschfahrzeuge 33,00 €
2.02 Drehleiter 67,00 €
2.03 Gerätewagen 13,00 €
2.04 Rüstwagen 22,00 €
2.05 Einsatzleitwagen 10,00 €
2.06 Kommandowagen 12,00 €
2.07 Wechselladerfahrzeug 27,00 €
2.07.1 Abrollbehälter 9,00 €
2.08 Lastkraftwagen 14,00 €
2.09 Kranwagen 54,00 €
2.10 Wasserrettungswagen 18,00 €
2.11 Versorgungs-PKW 12,00 €
2.12 nicht benutzter Rettungs-

wagen im Löschverband
je Einsatz 148,00 €
Gestellung eines RTW 37,00 €

2.13 Einsatzleitwagen (ELW 2) 44,00 €

Die Entgelte der Ziffer 2 enthalten die Kosten für den
Einsatz aller auf den Fahrzeugen mitgeführten Geräte.

Zusätzlich werden berechnet:

- Personal gem. Ziffer 1
- Sonderlöschmittel, Ölaufsaugmittel, Sauerstoff u.a.

zu Tagespreisen

3. Anhänger je angefangene
15 Minuten

3.01 Generatoranhänger 13,00 €
3.02 Lichtmastanhänger je Tag 140,00 €
3.03 Kompressoranhänger 9,00 €

4. Boote je angefangene
15 Minuten

4.01 Mehrzweckboot 21,00 €
4.02 Rettungsboot 7,00 €

5. Motor-, Rettungs- und Hilfsgeräte

5.01 Elektrotauchpumpe, Stromaggregat,
Flüssigkeitssauger, Auffangbehälter
je Tag 26,00 €

5.02 Holzelement je Tag 5,00 €
5.03 weitere Geräte auf Anfrage

6. Schläuche und Armaturen

6.01 Druckschlauch B/C, Saugschlauch 
- je Länge -   je Tag 3,00 €

6.02 wasserführende Armaturen         
je Tag 5,00 €

Zusätzlich werden berechnet:

- Personalkosten gem. Ziffer 1 in Verbindung mit der
Überlassung und dem Transport von Geräten.

- Maschinell betriebene Geräte (siehe Ziffer 4) wer-
den nur mit Bedienungspersonal und Transport-
fahrzeugen überlassen.

7. Atemschutz- und Wiederbelebungsgeräte

7.01 Pressluftatmer und Atemschutzmaske
je Tag 20,00 €

7.02 Sauerstoffbehandlungsgerät
je Tag 2,00 €

7.03 Sauerstoffflaschen je Tag 5,00 €
7.04 Füllen, Prüfen und Trocknen 19,00 €

Zusätzlich werden berechnet:

- Transportfahrzeug nach Ziffer 2
- Personal nach Ziffer 1
- Sauerstoff zum Selbstkostenpreis

8. Prüfung und Wiederholungsabnahme von
Brandmeldeanlagen; Überprüfung von
Feuerwehrschlüsseldepots

je angefangene 15 Minuten pauschal 15,00 €

9. Einsatz hilfeleistender Feuerwehren

Für den Einsatz hilfeleistender Feuerwehren (§9 Abs.
1 FSHG) werden Entgelte in Höhe der von der hilfe-
leistenden Feuerwehr in Rechnung gestellten Kosten
gefordert.

Angefangene Zeiteinheiten werden grundsätzlich voll
berechnet. Sind Entgelte für die Überlassung von
Geräten nach Tagen bemessen, gelten je angefangene
24 Stunden, beginnend mit der Überlassung, als ein Tag.
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Art. 2

Die Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 7. Änderungssatzung vom 13.12.2011
zur Feuerwehrsatzung vom 14.12.2004 wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW. 1994, S.
666) in der zur Zeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 13.12.2011

Klaus Wehling
Oberbürgermeister


